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Aeber die allgemeine Beftellung von ſtändigen Schulärzten.“ 


Ueber die vom ſchleſiſchen Landtage gegebene Anregung, die all— 
gemeine Beſtellung von ſtändigen Schulärzten in Erwägung zu ziehen, 
wurde der k. k. ſchleſiſche Landes-Sanitätsrath im Verfolge der An— 
gelegenheit von der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung mit dem Erlaſſe 
vom 11. Juni 1. J., 3. 10.684, zur gutächtlichen Aeußerung auf— 
gefordert und hat dieſelbe im Nachfolgenden erſtattet: 

Eine der Haupttendenzen der modernen Medicin iſt auf die 
Krankheitsverhütung gerichtet. Dem Ziele einer wirkſamen Prophylaxe 
rückt ſie immer näher, da die exacten Ergebniſſe der ätiologiſchen 
Forſchung der prophylaktiſchen Thätigkeit immer mehr neue und ſichere 
Angriffspunkte verſchaffen. Die praktiſche Hygiene hat allgemach nicht 
allein die individuelle Lebensführung wohlthätig beeinflußt, ſondern 
auch die Förderung der phyſiſchen Wohlfahrt geſchloſſener Bevölkerungs— 
gruppen, ſowie die Abſchwächung oder Beſeitigung der aus der ge— 
meinſamen, gleichen Lebensaufgabe fließenden Schädigungsmöglichkeiten 
bewirkt. Die Erfolge der ſyſtematiſch ausgeſtalteten Zweige der all— 
gemeinen Geſundheitspflege: der Fabriks- (Arbeiter-), Spitals=, 
Wohnungs-, Gefängniß⸗, Gewerbes, Militär- und Schulhygiene liegen 
für Jedermann offen. 

In den letzten Jahren macht ſich jedoch in den betheiligten 
Kreiſen des In⸗ und Auslandes eine lebhafte Bewegung zu Gunſten 
der weiteren Ausgeſtaltung der Schulhygiene geltend und geben ärzt— 
liche und pädagogiſche Vereine in Reſolutionen der Nothwendigkeit 
Ausdruck, der Schule befondere Sanitätsorgane (Schulärzte) beizugeben, 
welche zur einhellig geforderten, continuirlichen und intenſiven Hand⸗ 
habung der Schulgeſundheitspflege im Grunde einer ihre Thätigkeit 
regelnden Specialinſtruction verpflichtet wären. Auch die Unterrichts- 
verwaltungen begegnen dieſen Beſtrebungen nicht ohne Sympathie. 
Deſſenungeachtet iſt die Inſtitution der Schulärzte nur im Königreiche 


1 Gutachten des ſchleſiſchen Landes⸗Sanitätsrathes nach dem Referate des 
Sanitätsrathes und Oberbezirksarztes Dr. H. Huſſerl, mitgetheilt im „Oeſter⸗ 
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Sachſen und, wie verlautet, in Ungarn zur officjellen Einführung 
gelangt; dagegen ſind zahlreiche Gemeinden des In- und Auslandes 
ſelbſtſtändig mit der Creirung von Schulärzten vorgegangen, in 
Schleſien allen voran die Landeshauptſtadt, deren Beiſpiele ſodann 
auf Impuls des k. k. ſchleſiſchen Landesſchulrathes eine Reihe anderer 
Gemeinden gefolgt iſt. 

Auf welchen Motiven fußt und mit welchen ſachlichen Erfahrungen 
wird die Anforderung begründet, daß unbeſchadet der ſtaatlichen Ober— 
aufſicht die unmittelbare Wahrnehmung der ſchulgeſundheitlichen Ver⸗ 
hältniſſe eigenen Organen überwieſen werde? 

Das maßgebendſte Motiv für die erhöhte hygieniſche Fürſorge 
iſt offenbar in der Eigenart der Altersgruppe, wie ſie die Schul— 
jugend darſtellt, gelegen; denn bei nicht abgeſchloſſener Körper— 
entwicklung, bei der generellen Zartheit der Conſtitution, der größeren 
Neigung zu Krankheiten und Infectionen entbehrt ſie der Widerſtands⸗ 
kraft gegen die von der Schulgemeinſchaſt überhaupt und von einer 
mißſtändigen insbeſondere ausgehenden Gefahren und Schädlichkeiten. 
Wird hiebei erwogen, daß das Geſetz die Schuljugend zwingt, ſich 
mit dem obligaten Schulbeſuche den Gefahren des Schulverkehres aus— 
zuſetzen, ſo erſcheint es mehr als ein humanes, als ein rechtlich be— 
gründetes Gebot, der geſetzlichen Schulpflicht die correlative Pflicht 
gegenüberzuſtellen, die Schulgemeinſchaft nach allen Kräften ihrer ge— 
ſundheitlichen Gefahren zu entkleiden, die letzteren zumindeſt auf das 
Maß der vom allgemeinen oder vom Familienverkehre ausgehenden 
herabzuſetzen. Es bedarf endlich keiner ausdrücklichen Hervorhebung, 
daß die volle phyſiſche und geiſtige Entwicklung und Leiſtungsfähigkeit 
der Staatsbürger der Zukunft im eminenten Intereſſe des Staates 
gelegen iſt. Daß dieſer auch der Bedeutung der Schulgeſundheitspflege 
in vollem Maße gerecht geworden, zeigt der offenkundige gewaltige 
Fortſchritt, der ſich unter den Auſpicien des Staates und unter der 
Wirkung der ſtaatlichen ſchulgeſundheitlichen Normen in der Schul— 
aſſanirung vollzogen hat. Gleichwohl kann die Discuſſion der Frage 
nicht unſtatthaft erſcheinen, ob die gewonnenen ſachlichen Erfahrungen 
über die Praxis der Schulhygiene eine Reform derſelben im Zwecke 
einer erſchöpfenderen Bethätigung der ſchulgeſundheitlichen Grundſätze 
wünſchenswerth oder erforderlich erſcheinen laſſen. Und darauf läuft 
zuletzt die ganze Schulärztefrage hinaus. 

Die diesbetreffende Erörterung kann nicht anders als von dem 
gegenwärtigen Stande der ſchulhygieniſchen Praxis ihren Ausgang 
nehmen. 

Seitens der Unterrichtsverwaltung iſt eine Reihe auf die Hand— 
habung der Schulgeſundheitspflege bezüglicher Erläſſe erfloſſen (Ver⸗ 
ordnung des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
26. Auguſt 1878, Z. 171, vom 9. Juni 1891, 3. 9043, Erlaß 
des Miniſteriums des Innern vom 12. Juli 1891 ad Z. 8509, 
Erlaß des k. k. ſchleſiſchen Landesſchulrathes vom 26. September 1883, 
3. 2506 ꝛc. ꝛc.) und obliegt dieſelbe den Amtsärzten der politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz (in einzelnen Verwaltungsgebieten auch den 
von den autonomen Behörden beſtellten Sanitätsorganen). Sie ſind 
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berufen, in Schulbau- und Schuleinrichtungs-Angelegenheiten ſich gut= 
ächtlich zu äußern, bei Auftreten anſteckender Krankheiten unter den 
Kindern die gebotenen ſanitären Maßnahmen zu treffen und durch 
periodiſche Inſpectionen von den geſundheitlichen Verhältniſſen der 
Schulen ihres Amtsgebietes ſich die Kenntnis behufs Veranlaſſung der 
Beſeitigung vorgefundener Mißſtände zu verſchaffen. Der Umfang des 
den Amtsärzten zugewieſenen Wirkungskreiſes, ſowie die Zahl der 
Aufſichtsobjecte geſtatten jedoch die Vornahme der regelmäßigen ſani— 
tären Inſpectionen in kürzeren als in Jahresperioden nicht. Von ge— 
legentlich anderweitiger Amtshandlungen gepflogener Nachſchau ab— 
geſehen, kommen die Amtsärzte demnach günſtigen Falles in jedem 
Jahre einmal in die Lage, jede ihrer zuſtändigen Schulen in Augen— 
ſchein zu nehmen. Hiebei vermögen dieſelben wohl die mehr weniger 
invariabeln Verhältniſſe in Bezug auf Lage, Umgebung, räumliche 
Anlage der Schule, relatives Flächenmaß und relativen Luftraum der 
Schulzimmer, Beſchaffenheit der Schulbänke, Aborteinrichtung, Trink— 
waſſerbezug n. ſ. w., ebenſo die momentanen, nämlich am Infections⸗ 
tage vorgefundenen, in Bezug auf Beheizung, Ventilation, Beleuchtung, 
Reinlichkeit der Schulräume, auf Sitzordnung und Haltung der Schüler 
u. ſ. w. zu conſtatiren, nebſtbei ſich circa nach Jahresfriſt von der 
Art des Vollzuges behördlich verfügter Aſſanirungsmaßnahmen die 
perſönliche Ueberzeugung zu verſchaffen. Dagegen bleibt ihnen der fort— 
laufende Einblick in das ſtändige ſchulhygieniſch in Betracht fallende 
Gebahren, in geſundheitlich nicht belangloſe Gepflogenheiten bezüglich 
der Beheizung, Lüftung und Reinlichkeitspflege, der Sitzvertheilung 
nach der Körpergröße, der Sitz- und Schreibhaltung der Schüler ver— 
ſchloſſen und die methodiſche Ueberwachung ihres Geſundheitszuſtandes, 
die Evidenz und fachmänniſche Beobachtung gebrechlicher, mit Krank— 
heitsanlagen behafteter, in der Entwicklung rückſtändiger Schüler und 
— last not least — in den ärzteloſen und in der Berufung eines 
Arztes ſäumigen Gemeinden des Landes die Möglichkeit einer Früh— 
diagnoſe und ſomit einer raſchen und wirkſamen Bekämpfung an— 
ſteckender Krankheiten verſagt. 

Es erhellt hieraus, daß die jührliche regelmäßige amtsärztliche 
Schulreviſion wichtigen ſchulhygieniſchen Rückſichten nicht Rechnung 
zu tragen vermag und eine wirkſame ſchulhygieniſche Ueberwachung 
durch Beſtellung von Organen erſtrebt werden ſollte, denen die be— 
ſondere, in einer Dienſtordnung umſchriebene Aufgabe einer ſtändigen, 
unmittelbaren, die amtsärztliche Aufſichtsfunction unberührt laſſenden 
Ueberwachung der Schulen, als ihrer ſpeciellen Aufſichtsobjecte, zukäme. 
Die durch die inſtructionsgemäß jährlich mehrmals vorzunehmenden 
Inſpectionen geſicherte fortlaufende Fühlung mit Schule und Schülern 
wird dieſe Organe (Schulärzte) in die Lage ſetzen, geſundheitlich be— 
denkliche Gepflogenheiten aufzudecken und abzuſtellen, ſonſt vorgefundenen 
Mängeln in kurzem Wege durch perſönliche Einwirkung auf die Mit⸗ 
glieder der Gemeindevertretung und des Ortsſchulrathes unverzögerte 
Abhilfe zu ſchaffen, auf Grund der gewonnenen Kenntniß des Ge— 
ſundheitszuſtandes der Schüler Winke für eine individualiſirende Be— 
handlung zu geben, ſowie die Aufmerkſamkeit der Eltern auf Ge— 
brechen, Krankheitsanlagen ꝛc. der Kinder zu lenken und durch früh— 
zeitige Conſtatirung der anſteckenden Natur von Schulerkrankungen, 
insbeſondere der leicht zu überſehenden prodromalen Zeichen einer In— 
fectionskrankheit eine weit über repreſſive Abwehr gehende präventive 
Thätigkeit zu entfalten. Die Durchführung behördlich angeordneter 
Maßnahmen würde ſich unter der ſachverſtändigen Ueberwachung des 
Schularztes vollziehen. Der Schularzt wäre ſchließlich das Organ, 
welches der Lehrerſchaft in allen ſchulhygieniſchen Fragen, ſo auch 
zur Begutachtung der Schulfähigkeit Geneſener oder mit Gebrechen 
Behafteter, von Anſuchen um Dispenſen u. ſ. w. leicht verfügbar wäre. 

Das allgemeine Streben nach Einführung der Inſtitution von 
Schulärzten dürfte hiernach wohl motivirt und die Anſchauung zu- 
treffend ſein, daß mit derſelben der Schulgeſundheitspflege die eigent⸗ 
liche, jeder Entwicklung Raum gebende Baſis geſchaffen würde. Be⸗ 
züglich ihrer Durchführung kommen jedoch zwei wichtige Momente in 
Betracht. Wenn, wie vorausgeſetzt wird, nicht für einzelne, ſondern 
für ſämmtliche Volksſchulen Schulärzte beſtellt werden ſollen, ſo kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß die Schaffung und der Beſtand 
einer allgemeinen Inſtitution nicht vom officium boni viri abhängig 
gemacht werden können. Mag die Opferwilligkeit der Aerzte auch die 
Schulen ihres Domicils mit freiwilligen Schulärzten verſehen, ſo 


werden die ärzteloſen Gemeinden des flachen Landes derſelben ent— 
behren müſſen, da wohl kaum Aerzte aus der Umgebung bereit oder 
in der Lage ſein dürſten, auf Entgelt ſelbſt nur des mit der Ver⸗ 
ſehung eines Excurrendodienſtes verbundenen Zeitaufwandes zu ver— 
zichten. Deßhalb ſteht und fällt das Project der allgemeinen Be— 
ſtellung ſtändiger Schulärzte mit der Entſcheidung über deren Be— 
ſoldung. Welcher der drei Intereſſenten, Staat, Land und Gemeinde 
zur Contribution herangezogen werden ſollte, entzieht ſich als ein 
außerhalb des Competenzbereiches gelegener Gegenſtand der Erörterung 
an dieſer Stelle. 

Durch die Reſolution des ſchleſiſchen Landtages werden ferner 
lediglich Maßnahmen zum Zwecke der gewünſchten Förderung der 
Schulgeſundheitspflege der Erwägung empfohlen und wird hiemit der 
Annahme Raum geſchafft, daß zu dieſem Zwecke die Creirung einer 
neuen Aerztekategorie, der Schulärzte, ins Auge zu faſſen ſei. 

Demgegenüber muß hervorgehoben werden, daß die Loslöſung 
des ſchulhygieniſchen Reſſorts von den Agenden des Gemeindeſanitäts— 
dienſtes nicht allein finanziell in Betracht fällt, ſondern meritoriſche 
Bedeutung beſitzt, da durch die Theilung des Wirkungskreiſes dem 
Gemeindearzte die unerläßliche Ueberſicht über die geſammten unter 
den ſanitären Geſichtspunkt fallenden Verhältniſſe benommen und das 
Ineinandergreifen derſelben zu Grenzeonflicten zwiſchen den beiden 
nebeneinander wirkenden Organen rückſichtlich der ihnen zuſtehenden 
Befugniſſe und Pflichten Anlaß geben würde. Die Schulärztefrage 
kann einer gedeihlichen Löſung nur im Anſchluſſe und im Vereine 
mit der Organiſirung des Gemeindeſanitätsdienſtes zugeführt werden, 
deren legislative Unterlagen ſo weit vorbereitet ſind, daß gegründete 
Hoffnung auf deren Durchführung in abſehbarer Zeit vorhanden iſt. 

Mit der grundſätzlichen Vereinigung des nach beſonderer In— 
ſtruction zu regelnden ſchulärztlichen Dienſtes zugleich mit den ſonſtigen 
ſanitären Agenden des Gemeindearztes würde die in der Intention 
des ſchleſiſchen Landtages gelegene erhöhte Pflege der Schulhygiene 
den Schulen aller zur Beſtellung von Sanitätsorganen geſetzlich ge— 
haltenen Gemeinden und Gemeindegruppen geſichert. 

Dieſe principielle Beſtimmung ſchließt jedoch ſelbſtredend nicht 
aus, daß in Gemeinden mit einer größeren Auzahl höher organiſirter 
Schulen der umfangreiche ſchulärztliche Dienſt zwiſchen dem Gemeinde— 
und einem oder mehreren anderen Aerzten in gleicher Weiſe wie die 
ſanitären Agenden größerer Städte zwiſchen mehreren Stadtärzten ge— 
theilt werde. 

Die mit der Verwendung der Gemeindeärzte als Schulärzte 
verbundene beſondere Mühewaltung rechtfertigt endlich die Anforderung, 
daß der ſchulärztliche Dienſt in die Kategorie der gemeindeürztlichen 
Agenden eingereiht werde, und daß die zur Sicherung des ſchulärztlichen 
Dienſtes zu verpflichtenden Gemeinden demnach bezüglich der Beſorgung 
desſelben in gleicher Weiſe Beſchlüſſe zu faſſen haben, wie bezüglich 
der Beſorgung der Todtenbeſchau, der Armenbehandlung und der 
Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau. 

Als Leitſätze ergeben ſich aus dem Voranſtehenden: 

1. Die erhöhte hygieniſche Fürſorge für die Schuljugend iſt aus 
Gründen ihrer phyſiologiſchen Qnalität geboten. 

2. Die ſtändige geſundheitliche Ueberwachung der Schule und 
Schüler durch beſondere Organe (Schulärzte), unbeſchadet der perio— 
diſchen amtsärztlichen Aufſichtspflege, iſt dringend zu empfehlen. 

3. Der Dienſt der Schulärzte ſoll kein ehrenämtlicher, ſondern 
ein beſoldeter ſein. 

4. Derſelbe wäre zweckmäßigſter Weiſe im Vereine mit dem 
Gemeindeſanitätsdienſte zu organiſiren. 

5. Als Schulärzte wären grundſätzlich nur die Gemeindeürzte 
zu beſtellen, wobei die fallweiſe erforderliche oder zweckmäßige Theilung 
der ſchulärztlichen Agenden zwiſchen mehreren Aerzten nicht aus— 
geſchloſſen iſt. 

6. Die Gemeinden ſind zur Sicherſtellung des ſchulärztlichen 
Dienſtes verpflichtet und haben für die Beſorgung desſelben die er— 
forderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


2 rausſetzungen iederaufnahme des Verfahrens in 
>” a Reich gerne Rechtsſache. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. October 1899 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über das Geſuch des Hugo Scheuba, 
quiescirten oberöſterreichiſchen Landesbeamten in Linz, durch Dr. Alex. 
Nicoladoni, de praes. 15. Juli 1899, 3. 244 R.⸗G., wider den 
oberöſterreichiſchen Landesausſchuß um Wiederaufnahme des Verfahrens 
in der mit dem Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes vom 17. April 
1899, 3. 93 R.⸗G., entſchiedenen Rechtsſache zu Recht erkannt: 

Das Wiederaufnahmsbegehren wird abgewieſen. 

Hugo Scheuba iſt ſchuldig, dem oberöſterreichiſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſe die Koſten per 38 fl. 94 kr. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger 
Execution zu bezahlen. g f g 

Gründe: Der Kläger, welcher mit dem Wiederaufnahmsbegehren 
auch das Begehren in der Hauptſache verbunden und in dem Geſuche 
de praes. 15. Juli 1899, 3. 244 R.⸗G., eigentlich nur das Letztere 
erörtert hat, begründete ſein Wiederaufnahmsbegehren bei der münd— 
lichen Verhandlung durch ſeinen Vertreter nachſtehend: Das Geſetz 
räume dem Reichsgerichte bei der Zulaſſung der Wiederaufnahme des 
Verfahrens einen weiteren Spielraum ein; nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des gerichtlichen Verfahrens müſſe man daher bei materiellen 
Anſprüchen ſagen, daß die Wiederaufnahme begründet ſei, wenn durch 
neue Belege der thatſächliche oder geſetzliche Standpunkt des früheren 
Erkenntniſſes verrückt werde. Die Baſis des reichsgerichtlichen Er— 
kenntniſſes, gegen welches hier das Wiederaufnahmegeſuch gerichtet 
ſei, beſtehe in einem kurzen Satze zum Schluſſe, daß es dem Kläger 
nicht gelungen ſei, den Beweis ſeiner Wiederanſtellung zu erbringen. 
Die neuen Belege, welche der Kläger dagegen nunmehr vorbringe, 
ſeien folgende: 1. Er habe ein Anſtellungsdecret erhalten, und zwar 
für eine beſtimmte Stelle, nämlich jene des Verwalters der Landes⸗ 
Gebäranſtalt, datirt vom 9. September 1896, welches er ſeinem 
Vertreter bei der erſten Verhandlung übergeben habe, welches aber 
von dieſem dem Reichsgerichte nicht vorgelegt worden ſei; es liege 
jetzt dem Wiederaufnahmsgeſuche bei. 2. Die Landesfondspräliminare 
ergeben, daß die Stelle des Verwalters der Gebäranſtalt, welche der 
Aufnahmswerber eben am 9. September 1896 erhalten, eine ſyſtemi— 
ſirte geweſen; den Nachweis hiefür habe der Kläger in ſeinem Wieder— 
aufnahmegeſuche umſtändlich erbracht. 3. Die Ernennung zum Ver— 
walter der Gebäranſtalt ſei durch Landtagsbeſchluß vom 26. Februar 
1897 beſtätigt worden. 4. Aus den Landesfonds-Präliminaren der 
betreffenden Verwaltungsjahre laſſe ſich die allmähliche Umwandlung 
der probeweiſen Verwendung in die Wiederanſtellung erweiſen. Was 
die Frage anbelange, ob dieſes Beweismaterial dem Kläger früher 
bekannt geweſen, ſo ſei zu unterſcheiden: das Decret vom 9. Sep— 
tember 1896 ſei ihm natürlich bekannt geweſen, ſei von ihm auch 
dem Vertreter vorgelegt, von dieſem aber für bedeutungslos erklärt 
worden; hier komme in Anſchlag, daß es auch eine Wiedereinſetz— 
ung in den früheren Stand wegen ſchlechter Vertretung gebe. Die 
Landesfonds-Präliminare hingegen haben dem Kläger im April nicht 
zur Verfügung geſtanden, er habe ſich dieſe erſt aus der Bibliotheca 
publica verſchafft. 

Der Landesausſchuß, welcher ſchon in der Gegenſchrift das 
Wiederaufnahmsbegehren als unſtatthaft bezeichnet hatte, entgegnete 
durch ſeinen Vertreter bei der mündlichen Verhandlung, daß das 
Argument der Landesfonds-Präliminare ſchon bei der Verhandlung 
am 17. April von der Klagsſeite geltend gemacht worden ſei. Nur 
das von dem Kläger als Anſtellungsdecret bezeichnete Decret vom 
9. September 1896 könne inſoferne als Neuerung bezeichnet werden, 
als er, der Redner, nicht nachweiſen könne, daß es in der Aus— 
fertigung der Klage ſchon beigelegen ſei. Jedenfalls aber habe der 
Landesausſchuß das Concept des Decrets dem Reichsgerichte mit den 
Adminiſtrativacten vorgelegt. Das Wiederaufnahmegeſuch ſtelle ſich 
daher nur als eine muthwillige Behelligung dar, und er verlange 
ſonach für den Landesausſchuß den Erſatz der Vertretungskoſten. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichtes beruht auf nachfolgenden 
Erwägungen: 

Das Geſetz vom 15. April 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, welches 
im § 37 eine Wiederaufnahme des Verfahrens in den Fällen des 
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Artikels 3, lit. a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 143, für ſtatthaft erklärt, enthält über die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zuläſſigkeit derſelben keine Beſtimmungen; es muß dem- 
nach die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme nach allgemeinen Rechts— 
grundſätzen beurtheilt und hiebei beachtet werden, daß die Erfenntniffe 
des Reichsgerichtes einem weiteren Rechtszuge nicht unterliegen. 

Es kann daher nicht als zuläſſig erkannt werden, die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens aus dem Grunde zu begehren, weil dem 
Wiederaufnahmsbewerber die Entſcheidung des Reichsgerichtes als nicht 
richtig erſcheint, es müſſen vielmehr Umſtände vorliegen, welche, falls 
fie im früheren Verfahren bekannt geweſen wären, eine dem Wieder— 
aufnahmswerber günſtigere Entſcheidung der Hauptſache herbeigeführt 
hätten. 

Zu dieſer Vorausſetzung tritt aber die weitere hinzu, daß dieſe 
Umſtände — neue Thatfachen oder Beweismittel — von der Partei 
im früheren Verfahren nicht geltend gemacht werden konnten, ſei es, 
daß fie erſt ſpäter zur Kenntniß der Thatſachen gelangte, ſei es, daß 
ſie die Beweismittel früher nicht auffinden oder benützen konnte. 

Hieran muß das Reichsgericht um ſo mehr feſthalten, als das 
Verfahren vor demſelben an keine beſtimmten Formen gebunden und 
jede Partei in der Lage iſt, bei der mündlichen Verhandlung Alles 
vorzubringen, was zur Begründung ihres Anſpruches geeignet iſt — 
es geht daher nicht an, ein etwaiges diesfälliges Verſäumniß im 
Wege des Wiederaufnahmsbegehrens gutzumachen. 

Wird an dem eben Exörterten feſtgehalten, fo zeigt es ſich, 
daß das vorliegende Wiederaufnahmsbegehren dieſen Vorausſetzungen 
in keiner Richtung entſpricht. 

Eine neue Thatſache macht der Wiederaufnahmswerber nicht 
geltend, denn die dem Klagsanſpruche zu Grunde liegende Thatſache, 
daß der Kläger im oberöſterreichiſchen activen Landesdienſte wieder 
verwendet, d. i. neuerlich für einen beſtimmten Dienſtpoſten ernannt 
worden iſt, wurde bereits in der Klage behauptet und im Verfahren 
erörtert. 

Was aber die zum Nachweiſe dieſer Thatſache im Wiederauf— 
nahmsgeſuche beigebrachten neuen Beweismittel betrifft, ſo ſind die— 
ſelben durchwegs von ſolcher Beſchaffenheit, daß es nicht dem geringſten 
Zweifel unterliegen kann, daß der Kläger dieſelben nicht erſt jetzt 
auffinden oder benützen konnte, wobei bezüglich des vom Kläger ins— 
beſondere hervorgehobenen Decretes vom 9. September 1896, 3. 5173, 
bemerkt wird, daß bereits in der auf die urſprüngliche Klage er— 
ſtatteten Gegenſchrift auf den diesfälligen Beſchluß des Landesaus— 
ausſchuſſes vom 9. September 1896 hingewieſen wurde, dieſer Be— 
ſchluß ſelbſtverſtändlich die Ausfertigung eines Decretes nothwendig 
machte, dieſes Decret daher gar nicht als neues Beweismittel an— 
geſehen werden kann. 

Es hat anch der Kläger in feinen Wiederaufnahmsgeſuche die 
Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme gar nicht zu begründen verſucht. 

Demgemäß iſt das Wiederaufnahmsbegehren wegen Mangels der 
Vorausſetzung der Zuläſſigkeit desſelben abzuweiſen und der Wieder— 
aufnahmswerber gemäß § 34 des Geſetzes vom 18. April 1869, 


R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, ſchuldig zu erkennen, die gegneriſchen Koſten im 


angeſprochenen Betrage zu erſetzen. 
(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 20. October 1899, Z. 331.) 


Beleidigende Schreibweiſe gegenüber einer Bergbehörde unterliegt 
nicht der Strafſanction nach § 12, lit. e der kaiſerlichen Verordnung 
vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96. 

J. Sch. wurde vom Stadtrathe in G. mit dem Straferkennt— 
niſſe vom 18. Februar 1898, 3. 269 St.-Rg., über Anzeige des 
Revierbergamtes in L. deßhalb, weil er bei dieſer Behörde einen 
Recurs beleidigenden Inhaltes eingebracht hatte, wegen Uebertretung 
des § 12, lit. c der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, gemäß § 11 der citirten Verordnung zu einer 
Geldſtrafe von 5 fl., eventuell 24 Stunden Arreſt, verurtheilt. 

Die Statthalterei in G. hat anläßlich des von dem Genannten 
hiegegen eingebrachten Recurſes das angefochtene Straferkenntniß mit 
der Entſcheidung vom 18. März 1898, 3. 7336, wegen Incompetenz 
von Amtswegen behoben, weil bei dem Umſtande, als ſich der 


Recurrent einer beleidigenden Schreibweiſe gegenüber einer Berg- 
behörde bedient hat, der Thatbeſtand der Uebertretung des § 12, 
lit. e der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 96, welche dem ganzen Inhalte nach wie auch insbeſonders nach 
dem Wortlaute des § 12, ferner im Hinblicke auf die Beſtimmungen 
des 2. Abſatzes des § 14 desſelben lediglich gegenüber einer Belei— 
digung der politiſchen oder polizeilichen Behörden Anwendung finden 
kann, nicht vorlag, daher auch die politiſche Behörde zu einem Ab— 
ſpruche im vorliegenden Falle nicht berufen war. 

Gegen die Entſcheidung der Statthalterei wurde ſeitens des 
Revierbergamtes in L. der Recurs eingebracht, und in demſelben 
geltend gemacht, daß das Revierbergamt als Behörde im Sinne der 
citirten kaiſerlichen Verordnung anzuſehen ſei, daß dieſe Verordnung 
ſich nicht bloß die Wahrung des Amtsanſehens der politiſchen und 
polizeilichen, ſondern der Behörden überhaupt, mit Ausnahme der 
Gerichte, für welche beſondere Beſtimmungen gelten, zur Aufgabe 
geſetzt habe und daß es der Tendenz der Verordnung widerſprechen 
würde, Einſchränkungen auf Beleidigungen gegen die politiſchen oder 
Polizeibehörden zu machen und ſpeciell die Anwendbarkeit des § 12, 
lit. c, auf die Bergbehörden in Abrede zu ſtellen. Die Richtigkeit 
dieſer Anſchauung ergebe ſich auch daraus, daß im § 12 der citirten 
Verordnung, welcher den § 12 der kaiſerlichen Verordnung vom 
11. Mai 1851, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 127, beinahe wörtlich recipirt habe, 
nur inſoferne eine Erweiterung gegenüber der älteren Beſtimmung 
eingetreten ſei, als an Stelle des früheren Ausdruckes „gegen die 
politiſche Behörde“ die Worte „an eine Behörde“ geſetzt wurden. 
Uebrigens ſei das Revierbergamt als eine mit der Bergpolizei 
betraute Behörde auch als eine Polizeibehörde im Sinne der kaiſer— 
lichen Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, an⸗ 
zuſehen. 

Das Miniſterium des Innern hat dem Recurſe des Revier— 
bergamtes in L. mit der Entſcheidung vom 22. November 1899, 
Z. 18.167, keine Folge gegeben und die angefochtene Statthalterei= 
Entſcheidung aus deren Gründen beſtätigt. Tu. R. 


Notiz. 


(Begriff der unerlaubten Anpreiſung eines Geheim mittels.) 
Die Berliner „Deutſche Gemeinde-Zeitung“ ſchreibt: Der königliche Förſter a. D. 
F. Koch veröffentlichte ſeit Jahren in zahlreichen Zeitungen „zum Wohle ſeiner 
Mitmenſchen“ ſeine Bereitwilligkeit, unentgeltlich ein Getränk namhaft zu machen, 
das ihn von einem hartnäckigen Magenleiden ꝛc. befreit habe. Verdienſt der 
Müßigkeitsblätter war es, auch früher ſchon nachzuweiſen, daß dieſer Förſter gerade 
wie der Paſtor a. D. Kypke in Schreiberhau, der eine ähnliche Annonce in vielen 
Zeitungen veröffentlichte, für den Liqueurfabrikanten Sybel in Hannover Schlepper: 
dienſte leiſtet. Der Menſchenfreund Koch theilt nämlich allen Nachfragenden mit, 
daß das unſchätzbare Heilgetränk, das bei ihm ſo gute Wirkungen gehabt hat, der 
oſtindiſche Magenliqueur von G. Sybel ſei, von dem eine Flaſche 5 Mark koſtet. 
Dieſer Liqueur ſoll ein weingeiſtiger, mit Zucker verſüßter Auszug aus Gewürz⸗ 
pflanzen ſein. Die öffentliche Aufdeckung diefer Reclame hatte wenig Erfolg. Koch 
erhielt im Auguſt 1897 eine polizeiliche Verfügung, in der es hieß, es werde ihm 
aus ſanitätspolizeilichen Gründen die öffentliche Anpreiſung des Heilverfahrens 
verboten, um zu verhüten, daß Magenleidende in der Hoffnung auf Mittheilung 
eines unentgeltlichen Heilmittels getäuſcht werden. Koch erhob Beſchwerde beim 
Regierungspräſidenten, der das Rechtsmittel zurückwies. Eine Beſchwerde beim 
Oberpräſidenten hatte ebenfalls keinen Erfolg. Koch erhob Klage beim Ober⸗ 
verwaltungsgericht und erzielte ein obſiegendes Erkenutniß. Das Oberverwaltungs⸗ 
gericht machte geltend, daß ein präventives polizeiliches Einſchreiten gegen An⸗ 


Polizei nicht zuſtehe. 


kündigungen in Druckſchriſten, mögen dieſe einen beliebigen Inhalt haben, Br 


7 * 
Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben anläßlich der Demiſſion des Geſammtminiſteriums 
den Geheimen Rath Dr. Heinrich Ritter von Wittek zum Eiſenbahnminiſter er⸗ 
nannt und mit dem Vorſitze im Miniſterrathe betraut. 

Se. Majeſtät haben den Feldzeugmeiſter Zeno Grafen Welſersheim b 
zum Miniſter für Landesvertheidigung und den Dr. Cafimir Ritter von Chfe⸗ 
dowski zum Miniſter ernannt, ſowie den Geheimen Rath und Sectionschef 
Dr. Ferdinand Freiherrn von Blumfeld mit der Leitung des Ackerbauminiſteriums, 
den Geheimen Rath und Sectionschef Jofef Stummer mit der Leitung des 
Miniſteriums des Innern, den Geheimen Rath und Sectionschef Adolf Freiherrn 
von Jorkaſch⸗Koch mit der Leitung des Finanzminiſteriums, den Sectionschef 
Dr. Franz Stibral mit der Leitung des Handelsminiſteriums, den Sectionschef 
Dr. Ferdinand Ritter von Schrott mit der Leiturg des Juſtizminiſteriums und 
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den Sectionschef Alfred Ritter von Bernd mit der Leitung des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht betraut. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Ackerbauminiſterium Ernſt Ofer 
den Orden der eiſernen Krone 2. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landes⸗Schulinſpector Dr. Franz Kiechl in 
Salzburg den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Pro⸗ 
curatur Dr. Victor Maſarei das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majfeſtät haben dem Hofrathe der ſteiermärkiſchen Statthalterei Dr. Eugen 
Netoliczka den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗Vicepräſidenten verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern Med. 
Dr. Joſef Daimer den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben im Juſtizminiſterium dem Sectionsrathe Dr. Heinrich 
Beränek den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes, dem Miniſterial⸗ 
Secretär Dr. Joſef Koloman Binder den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes und dem Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Richard Hoedl den Titel und Charakter 
eines Miniſterial⸗Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Staatsſchuldencaſſe Joſef Ku d⸗ 
lacek anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Friedrich Haberlandt 
zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in der Bukowina ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Franz Miska, Rudolf 
Bauer und Karl Donda zu Oberingenieuren im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter als Vorſitzender im Miniſterrathe hat den Miniſterial⸗ 
Viceſecretär des Finanzminiſteriums Dr. Rudolf Sieghart zum Miniſterialfecretär 
im Miniſterraths-Präſidium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter als Vorſitzender im Miniſterrathe hat den Miniſterial⸗ 
Concipiſten Joſef Klimſcha zum Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterraths-Prä⸗ 
ſidium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bau-Ingenieurs-Adjuncten der Forſt⸗ und 
Domänen-⸗Direction in Lemberg Ladislaus Nowak, zum Bau-Ingenieur ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Evidenzhaltungs⸗Obergeometer 
2. Claſſe Stanislaus Weiß, Anton Matejko, Jofef Müller, Anton Pro— 
vaſi und Anton Korlakowski zu Evidenzhaltungs-Obergeometern 1. Claſſe in 
der VIII. Rangsclaſſe ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steueramts-Controlor Johann 
Holz zum Hauptſteueramts-Controlor bei der Finanz-Direction in Salzburg 
ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Zoll-Oberamtsofficiale Eduard 
Marinig und Guſtav Neth zu Zoll-Oberamtscontroloren in der VIII. Rangs⸗ 
claſſe bei dem Hauptzollamte in Trieſt ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzwach-Obercommiſſär 
2. Claſſe Eduard Zahn zum Finanzwach-Obercommiſſär 1. Claſſe in der Buko— 
wina ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzwach-Oberinſpector 
2. Claſſe Abdon Suftersic zum Finanzwach⸗Oberinſpector 1. Claſſe bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Concipiſten bei der Finanz 
Procuratur in Brünn Dr. Alois Pernfuß und Dr. Richard Fleſch zu Finanz: 
Procuraturs-Adjuncten ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Rechnungs-Officiale Karl 
Wobiſch, Julius Hofmann, Otto Dinkel, Victor Petrofsky, Richard Edlen 
von Schickh, Otto Dollezil und Kart Baumgartner zu Rechnungsrevidenten 


im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Adjuncten bei der Tabak⸗ 
hauptfabrif in Linz Heinrich Sikora Edlen von Siegersfeld zum Director 
der Tabakfabrik in Zwittau ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Rechnungsrevidenten Nikolaus 
Schiavuzzi zum Rechnungsrathe im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Ingenieur Alois Piſek zum 
Oberingenicur bei der Poſt⸗ und Telegraphen-Direction in Innsbruck ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poftcontrolor Johann Vlä⸗ 
eilik in Brünn zum Hauptcaſſier ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſteontrolor Karl Slug a 
in Graz zum Hauptcaſſier ernannt. 
4 — 


Erledigungen. 


se 
eO Beßärksthierarz tſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Oberßſterreich bis 
1. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 290.) 4 
Mehrere Zollamtsaſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Wien bis 10. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 286.) 
2 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht bis 15. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 288.) 
3 eventuell mehrere Kanzliſten ſtellen in der XI. Rangsclaſſe, bei der 
Polizeidirection in Wien bis 15. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 290.) 


DE Hiezu für die P. T. Abounenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 


Bogen 63 und 64 der Erkenntuiſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


